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Mit Ablauf der vorgenannten Frist sind für das Planfeststellungsverfah-
ren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Vereinigungen, die aui Grund einer Anerkennung nach anderen Rechts-
vorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichts-
ordnung gegen Entscheidungen nach § 74 VwVfG NRW einzulegen, 
können nach § 73 Abs. 4 S. 5 VwVfG NRW innerhalb der vorgenannten 
Frist, d.h. bis zum 05.04.2022 einschließlich, Stellungnahmen zu dem 
Vorhaben abgeben. 
Einwendungen sind lediglich gegen die Planänderung möglich. Soweit 
Einwendungen auch gegen die Ausgangsplanung erhoben werden; sind 
diese ausgeschlossen, da diese Unterlagen bereits im Jahr 2013 ausge-
legt wurden und die Einwendungsfrist hierzu am 29.08.2013 endete. Die 
Erhebung einer fristgerechten Einwendung 'setzt voraus, dass aus der 
Einwendung  odes  des Stellungnahme zumindest der geltend gemachte 
Belang und die Art der Beeinträchtigung hervorgehen, die Einwendung 
unterschrieben und mit einem lesbaren Namen und Anschrift versehen ist. 
Einwendungen ohne diesen Mindestgehalt sind unbeachtlich 
Die Einwendungen werden der Stadt Troisdorf als Antragssteller sowie 
- soweit erforderlich - weiteren Fachbehörden bekannt gegeben. Auf 
Verlangen der Einwenderin bzw. des Einwenders wird deren/dessen 
Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht 
zur Beurteilung des Inhalts der Einwendungen erforderlich sind. 
Sollten gegen das Vorhaben im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 
Einwendungen erhoben werden bzw. Stellungnahmen von Fachbehörden 
oder von Vereinigungen gemäß § 73 Abs. 4 S. 5 VwVfG NRW eingehen, so 
wären diese mit dem Antragsteller, den Behörden und Betroffenen sowie 
denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben 
haben, zu erörtern. 10 welcher ggf. durch die Regelungen des PlanSiG 
modifizierten Form der Erörterungstermin durchgeführt wird, werde ich 
rechtzeitig - mindestens eine Woche vorher - ortsüblich bekannt machen. 
Der Träger des Vorhabens, die Behörden und diejenigen, die Einwendun-
gen erhoben bzw. Stellungnahmen abgegeben haben, werden zudem 
benachrichtigt. Sind außer der Benachrichtigung des Trägers des Vorha-
bens und der Behörden mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so 
können diese Benachrichtigungen durch öffentliche Bekanntmachung 
eretzt werden. Ebenso kann die Zustegung der Entscheidung über die 
Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn 
mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 
Kosten, die bspw. durch die Erhebung von Einwendungen oder eine 
Vertreterbestellung entstehen, werden nicht erstattet. 
Weitere Informationen sowie Äußerungen und Fragen zum Verfahren 
können bis zum Ablauf der Internetveröffentlichung bei der für das 
Verfahren zuständigen Bezirksregierung Köln angefordert bzw. einge-
reicht werden. Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungsfrist 
von dem Zeitpunkt der Übermittlung angeforderter Informationen bzw. 
der Beantwortung gestellter Fragen unberührt bleibt. 
Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren neuen EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen der 
Beteiligung der Öffentlichkeit im o.g. Planfeststellungsverfahren die von 
Einwendern erhobenen Einwendungen und darin mitgeteilten personen-
bezogenen Daten ausschließlich für das Planfeststellungsverfahren erho-
ben, gespeichert und verarbeitet werden. Diese persönlichen Daten wer-
den benötigt, um den Umfang der Betroffenheit des Einwenders beurteilen 
zu können. Die Daten können an den Vorhabenträger und seine mitarbei-
tenden Büros zur Auswertung der Stellungnahmen weitergereicht wer-
den. Insoweit handelt es sich um eine erforderliche und somit rechtmäßige 
Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung  gem.  Art.6 Absatz 1 
Satz 1  lit.  c DSGVO. Die Vorhabenträgerin als auch ihre Beauftragten sind 
zur Einhaltung der DSGVO verpflichtet. 

Köln, den 07.02.2022 

Im Auftrag 
gez. Wenge 

Diese Bekanntmachung (ggf. mit Anlagen) wird gemäß § 27a VwVfG 
NRW auch im Internet auf der Homepage der Stadt Troisdorf unter 
https://www.troisdorf.de/de/ veröffentlicht. 
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Beschlus4 zur Aufstellung 
eines Vorhaben- und 
Erschließungsplanes 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Denkmalschutz des Rates der 
Stadt Troisdorf hat in der Sitzung am 03.11.2021 auf Grundlage der §§ 
2 Abs. 1 und 12 Abs. 2 i. V.m. § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 
3634), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 
2021 (BGBI. I S. 4147) geändert worden ist, folgenden Beschluss 
gefasst: 
• Vorhaben-und Erschließungsplan Nr. 14, Stadtteß7roisdorf-Ober: 

lar, Bereich Lindenstraße 28, Gelände der ehem. Bundesbahn-
Schule (Schaffung einer Pflegeeinrichtung im.  Bestand und Neu-
bau mit betreutem und sonstigem Wohnen - im beschleunigten 
Verfahren) 

Beschluss: „Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Denkmalschutz 
beschließt, im Stadtteil Troisdorf-Oberlar einen Vorhaben- und Er-
schließungsplan im beschleunigten Verfahren aufzustellen (§ 2 Abs. 1 i. 
V m. § 12 Abs. 2 und § 13a BauGB). 
Der ,Plan erhält die Bezeichnung Vorhaben- und Erschließungsplan Nr. 
14, Stadtteil Troisdorf-Oberlar, Bereich Lindenstraße 28, Gelände der 
ehem. Bundesbahn-Schule. Der PiangeitungSbereich ist • in dem als 
Anlage beigefügten Übersichtsplan dokumentiert. Geringfügige Ände-
rungen des Plangebietes während der Bearbeitung bleiben vorbehal-
ten. Der. Plan erhält die Priorität I. 
Der Aufstellungsbeschluss ist  gem.  § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich be-
kannt zu machen mit dem Hinweis, dass der Plan im beschleunigten 
Verfahren ohne Durchführung einer formellen Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB aufgestellt werden soll." 
(siehe auch nachstehenden Übersichtsplan aus der Amtlichen Basis-

 

karte (ABK) des RSK: Geobasis NRW 2022 - nicht maßstabsgerecht) 

Vorhaben- und Erschließungsplan VEP 14, 

Mit diesem Beschluss wird das Verfahren .zur Aufstellung des vorge-
nannten Vorhaben- und Erschließungsplanes ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung gemäß § 13 a eingeleitet. Über die Beteiligung der 
Öffentlichkeit an der Planung und die weiteren Verfahrensgänge erfol-
gen zu gegebener Zeit gesonderte Bekanntmachungen. 
Bekanntmachungsanordnung 
Der vorstehende Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Bekanntmachung ist auch auf der städtischen Internetseite unter 
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der Rubrik Rathaus & Service > Aktuell > Bekanntmachungen bereit-
gestellt worden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass  gem,  § 7 Abs. 6 GO NRW eine 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen der Satzung, der sonstigen ortsrechtlichen Bestimmung oder 
des Flächennutzungsplanes nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebe-

nes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 

Flächennutzungsplan sind nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher 

gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Mit dieser Bekanntmachung wird der Beschluss wirksam. 
Troisdorf; 03,02.2022 
Stadt Troisdorf gez. 
Alexander Biber Bürgermeister 

• ABWASSERBETRIEB •••11. .0 .0 TROISDORF 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

Satzung des Abwasserbetriebs Troisdorf, AÖR zur Festlegung von Fris-
ten für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserlei-
tungen gemäß 5 46 Abs. 2 Satz 1 LWG NRW im Bereich von Glocken-
straße, Pohlgasse und Wolkenburgstraße vom 17. Januar 2022 

Aufgrund der 

- §5 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
1994, 5. 666), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 29.09.2020 
(GV. NRW. 2020, S. 916 ff.), in der jeweils gültigen Fassung, 
- der §5 60, 61 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes 
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31.07.2009 (801.1 2009, S. 2585 ff.), zuletzt geändert durch Art. 
1 des Gesetzes vom 19.06.2020 (BGBI. 12020, S. 1408), in der jeweils 
gültigen Fassung, 
- des § 46 Abs. 2 Satz 1 LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 10 
des Gesetzes vom 29.05.2020 (GV. NRW. 2020, S. 316), 
- der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser vom 17.10.2013 
(SüwVO Abw, GV. NRW. 2013, S. 602 ff.) zuletzt geändert durch die 
Verordnung zur Änderung der Selbstüberwachungsverordnung Abwas-
ser vom 15.07.2020 (GV. NRW. 2020, S. 729), in der jeweils gültigen 
Fassung, 
- des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19,02.1997 (8681. I 1997, 
S. 602), zuletzt geändert durch Art. 185 der Verordnung vom 19.06.2020 
(BGBI. 12020, S. 1328), in der jeweils geltenden Fassung, hat der Verwal-
tungsrat des Abwasserbetriebs Troisdorf, AÖR am 16. Dezember 2021 
folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 Regelungsgegenstand • 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung privater Abwasserleitun-
gen gilt die Verordnung zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 
(Selbstüberwachungsverordnung Abwasser - SüwVO Abw NRW). Private 
Abwasserleitungen sind gemäß den §5 60, 61 WHG, § 56 Abs. 1 LWG 
NRW so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass die Anforde-
rungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört 
auch die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht 
nach § 48 LWG NRW gegenüber dem Abwasserbetrieb Troisdorf, AöR. 

(2)Nach 5 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW sind im Erdreich oder unzugäng-
lich verlegte private Abwasserleitungen zum Sammeln oder Fortleiten 
von Schmutzwasser oder mit diesem vermischten Niederschlagswas-
ser einschließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-Bodenplatte 
oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige 
Einsteigschächte oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen 
von der Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwVO Abw NRW Abwasserlei-
tungen, die zur alleinigen Ableitung von- Niederschlagswasser dienen 
und Leitungen, die in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass 
austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. Die Satzung 
gilt auch für private Abwasserleitungen, die Schmutzwasser einer 
Kleinkläranlage oder abflusslosen Gruben zuführen. 
Prüfpflichtige sind nach § 8 SüwVO Abw NRW die Grundstückseigentüme-
rin oder der Grundstückseigentümer (5 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW) bzw. die 
oder der Erbbauberechtigte (5 8 Abs. 7 SüwVO Abw NRW). 
(3)Nach § 46 Abs. 2 Satz 1, Nr, 1 LWG NRW ist der Abwasserbetrieb 
Troisdorf, AÖR zur Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht berechtigt, 
durch Satzung Fristen für die Prüfung von Haus- und/oder Grundstücksan-
schlussleitungen festzulegen, wenn die Verordnung nach § 59 Abs. 4 LWG 
NRW (SüwVO Abw NRW) keine Fristen für die erstmalige Prüfung vorsieht 
oder wenn Sanierungsmaßnahmen an öffentlichen Abwasseranlagen zu 
planen oder durchzuführen sind oder wenn der Abwasserbetrieb Troisdorf, 
MR für abgegrenzte Teile seines Gebietes die öffentliche Kanalisation im 
Rahmen der Selbstüberwachung nach 5.  59 Abs. 3 LWG NRW überprüft. 
(4)Mit dieser Satzung macht .der Abwasserbetrieb Troisdorf, AöR von 
der Befugnis in § 46 Abs. 2, Satz 1, Nr. 1 LWG NRW für die in § 2 dieser 
Satzung bezeichneten Grundstücke Gebrauch. 
Nach § 46 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Alternative 2 LWG NRW wird mit dieser 
Satzung eine Frist für die erstmalige Prüfung von bestehenden, priva-
ten Abwasserleitungen festgelegt, weil der Abwasserbetrieb Troisdorf, 
AöR zur ordnungsgemäßen Abwasserbeseitigung umfangreiche Kanal-
sanierungs- und Erneuerungsniaßnahmen im Bereich der öffentlichen 
Abwasseranlage durchführt. 
Diese Sanierungs- und Errieuerungsmaßnahmen sind im Abwasserbe-
seitigungskonzept des Abwasserbetriebs Troisdorf, AöR festgelegt. 

§ 2 Räumlicher und persönlicher Geltungsbereich 
(1)Der räumliche Geltungsbereich dieser Satzung umfasst die Grundstücke, 
die in den folgenden Straßen bzw. Straßenabschnitten liegen und/oder an 
die dort vorhandene öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sind: 

Glockenstraße 41 -.57, 44 und 52 - 60 
Pohlgasse 14 - 16, 37 
Wolkenburgstraße 1 A 

(2)Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer hat 
die Abwasserleitungen ihres oder seines Grundstücks auf ihren Zustand 
und ihre Funktionsfähigkeit zu prüfen (5 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW). 
Welche Leitungsbestandteile zu prüfen sind, ergibt sich aus § 7 SüwVO 
Abw NRW. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, tritt nach 
§ 8 Abs. 7 SüwVO Abw NRW an die Stelle der Grundstückseigentümerin 
oder des Grundstückseigentümers die oder der Erbbauberechtigte. 
(3)Führen zu prüfende Abwasserleitungen auch über fremde Grundstü-
cke, so ist die-oder derjenige zur Zustands- und Funktionsprüfung auf 
dem fremden Grundstück verpflichtet, deren oder dessen Abwasser 
durchgeleitet wird. Eigentümerinnen oder Eigentümer anderer Grund-
stücke, in denen diese Leitungen verlaufen, haben die Prüfung des 
Zustandes und der Funktionsfähigkeit und damit einhergehende Maß-
nahmen ziz dulden (5 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW). 

§ 3 Durchführung und Frist 
für die Zustands- und Funktionsprüfung 

(1)Die erstmalige Zustands- und Funktionsprüfung bei bestehenden 
privaten Abwasseranlagen im Geltungsbereich dieser Satzung ist 
spätestens bis zum 30. Juni 2022 durchzuführen. 
(2)Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen 
dürfen nur durch anerkannte Sachkundige gemäß § 12 SüwVO Abw 
NRW durchgeführt werden. 
(3)Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 SüwVO 
Abw NRW nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik durch-
geführt werden. 
Der Abwasserbetrieb Troisdorf, AöR bietet durch Unterrichtung und 
Beratung Hilfestellung an. 
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